


Seite sogleich wieder zunich-
te gemacht. Hier spielt der so-
genannte Rebound-Effekt. Um 
diesen wettzumachen braucht 
es entweder eine Beschränkung 
des Angebots, sei es durch hö-
here Preise (z.B. eine hohe Len-
kungsabgabe) oder durch die 
Definition einer maximalen Ver-
brauchsmenge – man spricht von 
Cap, englisch für Deckel. 
«Cap and Trade»-Systeme, wie 
z.B. das Europäische Emissions-
handelssystem (EU ETS), basieren 
auf diesem Prinzip: Die erlaub-
te Menge an Emissionen bezie-
hungsweise an eingesetzter fos-
siler Energie wird kontinuierlich 
gesenkt. Unternehmen, die in 
das System eingebunden sind, 
verfügen über sogenannte Ver-
schmutzungsrechte. Benötigen 
sie diese nicht selber, kann der 
Überschuss an diejenigen ver-
kauft werden, die mehr als ih-
ren Anteil emittieren wollen. Je 
tiefer der Cap, desto höher die 
Preise für die Verschmutzungs-
zertifikate – sparen wird richtig 
profitabel und verschwenden 
richtig teuer. In der Realität war 
der Cap des EU ETS bisher immer 
zu hoch, die Wirkung gering. Für 
die kommende dritte Phase ab 
2013 ist ein strengeres Regime 
geplant, welches die Lobbyisten 
in Brüssel jedoch bereits fleissig 
am Aufweichen sind. 

Welche  Instrumente?
In der Öbu sind gegen 400 Un-
ternehmen verschiedener Bran-
chen und Herkunft zusammen-
geschlossen. Ihnen gemeinsam 
ist, dass sie die Schweizer Wirt-
schaft Richtung Nachhaltigkeit 
weiter entwickeln wollen. Si-
cher vertreten sie unterschied-
liche Meinungen über die Rolle 
des Staates und darüber, wel-
che Mittel zur Gestaltung einer 
nachhaltigen Marktwirtschaft 
dienen. Darüber werden die Mit-
gliedunternehmen am Forum ö 
diskutieren. Im Zentrum stehen 
die marktwirtschaftlichen Ins-
trumente staatlicher Regulie-
rung, aber es gibt für manche 
Unternehmen auch gute Gründe 
für den Einsatz weiterer Instru-
mente. Ende der Neunzigerjahre 
hat die Öbu ein Positionspapier 
mit sieben Leitsätzen für wirt-
schaftsverträgliche Energieab-
gaben verfasst, das 2007 leicht 

überarbeitet wurde  – diese kön-
nen sinngemäss auch auf andere 
Lenkungsabgaben angewendet 
werden. Eine Abgabe auf Ener-
gieeinsatz bei gleichzeitiger Sen-
kung der Lohnnebenkosten wird 
darin als ein Schritt in die rich-
tige Richtung gesehen. Dabei 
sind für die Wirtschaftsverträg-
lichkeit insbesondere folgende 
Punkte zu beachten: 

�s��Wirksamkeit: Eine Energieab-
gabe muss so hoch angesetzt 
werden, dass sie einen Motor 
bildet für ökoeffiziente Innova-
tionen. 
�s��Planbarkeit: Die Geschwindig-
keit der Einführung der Energie-
abgabe muss eine Entwicklung 
der Wirtschaft in Richtung Öko-
effizienz erlauben, sie muss die 
Entwicklungszyklen und Investi-
tionsplanungen der Wirtschaft 
berücksichtigen. 
�s��Mittelverwertung: Die Ener-
gieabgabe muss vollumfänglich 
durch die Senkung bestehender 
Abgaben an Wirtschaft und Be-
völkerung rückerstattet werden. 
Das Instrument darf nicht zur Er-
höhung der Staatsquote dienen. 
�s��Internationale Verträglichkeit: 
Eine nachhaltige Wirtschaft ver-
langt eine breite Mischung von 
verschiedenen Branchen und 
Sektoren, eine internationale 
Harmonisierung der Abgabesys-
teme ist notwendig und prioritär 
anzustreben. 

Vernehmlassung zum 
CO2-Gesetz
Die Vernehmlassung zum revi-
dierten CO 2-Gesetz zeigt exem-
plarisch auf, dass die Position 
der Öbu sorgfältig erarbeit und 
breit abgestützt ist: Eine Gruppe 
von Unternehmerinnen und Un-
ternehmern formulierte einen 
Vorschlag, welcher allen Öbu-
Mitgliedern vorgelegt wurde; 
50 haben darauf reagiert. Die 
grosse Mehrheit der Antworten 
zeigte eine generelle Überein-
stimmung. Der Öbu-Vorstand 
verabschiedete die von der Ge-
schäftsstelle vorgelegte Synthe-
se. Die drei Kernaussagen dieser 
Position:

�s��Weiterführung und Verein-
fachung des bestehenden Sys-
tems:  Das bestehende System 
mit einer CO 2-Abgabe mit Mög-

lichkeit zur Abgabebefreiung 
soll unbedingt weitergeführt 
werden. Die Umsetzung dieses 
Systems ist heute an der Gren-
ze der Zumutbarkeit in Sachen 
Komplexität und soll, wo immer 
möglich, vereinfacht werden – 
selbst wenn dies im Einzelfall 
mit anderen Nachteilen erkauft 
werden muss. Perfektion, die 
nicht umsetzbar ist, führt nicht 
zum Ziel. Die CO 2-Abgabe ist ein 
marktwirtschaftliches Instru-
ment, das in eine liberale Wirt-
schaftsordnung passt.
�s��Reduktionsziele – hohe Anfor-
derungen ohne wirtschaftliche 
Schäden:  Die Höhe des Reduk-
tionsziels ist für Unternehmen, 
innerhalb einer gewissen Band-
breite, nicht das primäre Prob-
lem. Gute Rahmenbedingungen 
garantieren, dass auch ambitio-
nierte Ziele ohne wirtschaftli-
che Schäden erreicht werden 
können. Die Öbu betrachtet das 
20-Prozent-Ziel als Minimalziel. 
Angesichts der hohen Dring-
lichkeit des Problems und dem 
– gemäss McKinsey-Studie und 
eigenen Beobachtungen – gros-
sen Potential rentabler Mass-
nahmen, soll die Schweiz die 
EU dabei unterstützen, sich an 
hohen Zielvorgaben zu orien-
tieren (minus 30% bis 2020). In 
den folgenden Jahrzehnten bis 
Mitte Jahrhundert werden noch 
wesentlich weitergehende Emis-
sionsminderungen angesagt 
sein. Die ehrgeizige Zielsetzung 
und ein entschlossener Start der 
Massnahmen heute verhindert, 
dass später härtere, kaum trag-
bare Anforderungen an die Un-
ternehmen gestellt werden, weil 
dann die Ziele in noch kürzerer 
Zeit erreicht werden müssen.
�s��Reduktionsleistungen im In-
land: Das Geld bleibt in der 
Schweiz. Es werden hier neue 
Lösungen entwickelt und es 
gibt neue Arbeitsplätze in al-
len Regionen. Die Exportfähig-
keit der Produkte nimmt zu, 
weil diese den Anforderungen 
der Zukunft entsprechen. Die 
Umsetzung der Klimapolitik 
im Inland bewirkt einen Schub 
für ökoeffiziente Innovationen. 
Die Phantasie aller Akteure der 
Wirtschaft wird angekurbelt, 
um umweltschonende und ren-
table Verfahren und Produkte 
zu entwickeln.

Aktive Klimapolitik als 
Innovationsmotor 
Klimapolitik kann der wirksams-
te Wirtschaftsmotor der kom-
menden Jahrzehnte werden, 
wenn es richtig angepackt wird. 
Das heisst: wirksam, planbar und 
vergleichbare Spielregeln auch 
über die Landesgrenzen hinaus.
Unternehmen brauchen verläss-
liche Angaben, um ihre Investi-
tionen rechnen zu können. Er-
halten sie keine klaren Signale 
aus der Politik in Richtung Kli-
mazukunft, beschaffen sie ver-
altete Technologien. Das bringt 
hohe Folgekosten, weil zu viel 
teure Energie eingesetzt wer-
den muss. Wechselt die Politik 
ständig die Richtung, herrscht 
im Unternehmen Orientierungs-
losigkeit.

Fazit: Die Wirtschaft ist angewie-
sen auf eine stufenweise einge-
führte, kalkulierbare Verteue-
rung der Energie.

Gabi Hildesheimer

Forum ö 

Das diesjährige Forum ö, die 
Öbu-Jahrestagung, greift das 
Thema «Wieviel Staat für ei-
ne nachhaltigere Wirtschaft?» 
auf. Der Soirée Avantgarde 
findet am Donnerstagabend, 
12. Mai (ab 17 Uhr), statt und 
beginnt mit einem Referat von 
alt Bundesrat Moritz Leuen-
berger. Am Freitag, 13. Mai, 
diskutieren die Teilnehmen-
den über die Rollenverteilung 
zwischen Staat und Wirtschaft 
in Bezug auf eine nachhaltige 
Entwicklung. Ein besonderes 
Augenmerk gilt der Ökologi-
schen Finanzreform. Veran-
staltungsort: Klostergut Para-
dies in Schlatt, Schaffhausen.

Infos und Anmeldung unter: 
Öbu, Netzwerk für nachhaltiges 
Wirtschaften in der Schweiz, 
Uraniastrasse 20, 8001 Zürich
Tel. 044 364 37 38
Fax 044 364 37 11
info@oebu.ch, www.oebu.ch
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